
Anlage 1: Änderungen des LEP-Entwurfs (Stand 21.06.2013) 
 
Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern: 
§ 3a Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms 
Für die Festlegung der Mittelzentren und Oberzentren ist im Jahr 2014 eine Teilfortschrei-
bung des Landesentwicklungsprogramms einzuleiten. 
 
 
1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung 
Bayerns 
1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen 
(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen oder 
zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle 
überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses 
Ziels beizutragen. 
 
Begründung zu 1.1.1:  
Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen dürfen nicht als gleiche Lebens- und Ar-
beitsbedingungen missverstanden werden. Unterschiedliche soziokulturelle Strukturen und 
geographische Gegebenheiten können und sollen nicht nivelliert werden. Es geht vielmehr 
darum, Chancengerechtigkeit in allen Teilräumen zu gewährleisten, also den Menschen ver-
gleichbare Startchancen und Entwicklungsmöglichkeiten zu geben. Hierzu zählt auch die 
Weiterentwicklung der spezifischen Stärken und Potenziale der Teilräume. Insbesonde-
re im ländlichen Raum beinhaltet dies den Zugang zu und die Erreichbarkeit von Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge (z.B. Bildungseinrichtungen, Krankenhäuser). Dies gilt angesichts 
der Herausforderungen durch den demographischen Wandel umso mehr. 
 
 
1.2.1 Räumlichen Auswirkungen begegnen 
(Z) Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu beachten. 
 
Begründung zu 1.2.1:  
Der Beitrag der Landes- und Regionalplanung zur Bewältigung der Folgen des demographi-
schen Wandels besteht darin, die raumstrukturellen Voraussetzungen für eine möglichst 
ausgewogene Bevölkerungsentwicklung zu schaffen. Das beinhaltet auch die Schaffung 
und den Erhalt der räumlichen Voraussetzungen dafür, dass sich die weitere Zuwan-
derung nach Bayern möglichst auf alle Teilräume Bayerns verteilt. Dies wirkt einseiti-
gen Ballungstendenzen, insbesondere im Verdichtungsraum München entgegen. Ins-
besondere zur flächendeckenden… 
 
Auch bei der Siedlungsentwicklung ist der demographische Wandel zu beachten. Bauland-
ausweisungen sind zur Bewältigung des Einwohnerrückgangs grundsätzlich ungeeignet und 
können die negativen Folgen des demographischen Wandels sogar verstär-ken. Zur Ver-
meidung eines mit Baulandausweisungen geführten kommunalen Wettbewerbs um Einwoh-
ner soll ist deshalb die Siedlungsentwicklung auf die Bevölkerungsentwicklung abzustim-
men. 
1.4.3 Europäische Metropolregionen 
(G) Die Europäischen Metropolregionen München und Nürnberg sowie der bayerische Teil 
der grenzüberschreitenden Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main sollen in ihrer nationa-
len und internationalen Bedeutung wirtschaftlich, verkehrlich, wissenschaftlich, kulturell und 
touristisch weiterentwickelt werden…. 
 
 
  



2. Raumstruktur 
2.2.4 Vorrangprinzip 
(Z) Die Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt 
bei 
- Planungen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 
- der Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie diesbezüglicher Fördermaßnahmen 
- der Verteilung der Finanzmittel, 
soweit die vorgenannten Aktivitäten zur Gewährung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen einschlägig sind. 
 
(G) Darüber hinaus können in besonderen Härtefällen einzelne Gemeinden auch au-
ßerhalb des Raums mit besonderem Handlungsbedarf in gleicher Weise unterstützt 
werden. Die oberste Landesplanungsbehörde entscheidet darüber, ob die Vorausset-
zungen für einzelne Gemeinden vorliegen. 
 
Begründung zu 2.2.4:  
<ergänzt um folgenden Absatz>: Besondere Härtefälle liegen vor, wenn Gemeinden 
nach den fünf angeglichenen Kriterien die gleiche Strukturschwäche erfüllen und 
nachweisen können, wie sie für den Raum mit besonderem Handlungsbedarf gilt. Die 
oberste Landesplanungsbehörde konkretisiert diese Kriterien. 
 
 
3. Siedlungsstruktur 
3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 
(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potentiale möglichst vorrangig zu nut-
zen. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfü-
gung stehen. 
 
Begründung zu 3.2: <ergänzt um folgenden Absatz>:  
Potenziale der Innenentwicklung stehen nicht zur Verfügung, wenn wegen gegenläufi-
ger Eigentümerinteressen eine gemeindlich geplante bauliche Nutzung faktisch nicht 
der Innenentwicklung zugeführt werden kann. 
 
 
3.3 Vermeidung von Zersiedelung 
(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 
auszuweisen. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn … 
 
<zusätzlicher, sechster Ausnahmetatbestand>  
- in einer Fremdenverkehrsgemeinde an einem durch eine Beherbergungsnutzung ge-
prägten Standort ein Beherbergungsbetrieb ohne Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbilds erweitert oder errichtet werden kann. 
 
Begründung zu Ziffer 3.3: <Begründung geändert>  
Die Voraussetzungen der vierten Ausnahme liegen insbesondere vor, wenn eine nach § 4 
genehmigungsbedürftige Anlage in angebundener Lage nach den immissionsschutzrechtli-
chen Vorschriften nicht genehmigungsfähig wäre. Damit sind die ca. 160 Arten von Anla-
gen der 4. BimSchV erfasst. Darüber hinaus kann die Ausnahme auch auf die nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen Anwendung finden, wenn von diesen in angebun-
dener Lage trotz Einhaltung der Vorgaben nach §§ 22 ff. BImSchG schädliche Umwelt-
einwirklungen auf dem Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden. Schädliche Um-
welteinwirklungen sind solche im Sinn des § 3 Abs. 1 BImSchG (einschließlich durch An- und 
Abfahrtsverkehr verursachte Verkehrsgeräusche), wobei u. a. auf einen Abstand bis zu 
500 m zum Betriebsgrundstück bzw. bis zu einer Vermischung mit dem übrigen Ver-
kehr abgestellt wird. 
 



<Begründung ergänzt> Fremdenverkehrsgemeinden im Sinn der sechsten Ausnahme 
sind Gemeinden, die berechtigt sind, Fremdenverkehrsbeiträge gemäß Art. 6 Abs. 1 
oder Kurbeiträge gemäß Art. 7 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes zu erheben. 
Durch eine Beherbergungsnutzung geprägte Standorte umfassen auch den räumlich-
funktionalen Zusammenhang der bereits genutzten Bebauung. Eine Prägung liegt 
auch bei einer nicht länger als sieben Jahre zurückliegenden Aufgabe der Beherber-
gungsnutzung vor. Ein Beherbergungsbetrieb (im Sinn der Baunutzungsverordnung) 
kann das Ortsbild (in seinem baulichen Erscheinungsbild) oder das Landschaftsbild 
(in seinem ästhetischen oder kulturgeschichtlichen Wert) insbesondere durch seinen 
konkreten Standort, seine Größe oder seine Maßstäblichkeit beeinträchtigen. Dabei 
sind insbesondere landschaftsbildende Geländeformen sowie Blickbeziehungen und 
Sichtachsen zu beachten. 
 
 
4. Verkehr 
4.1.1 Leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur 
(Z) Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-, 
Um- und Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen. 
 
4.1.2 Internationales, nationales und regionales Verkehrswegenetz 
(G) Die Einbindung Bayerns in das internationale und nationale Verkehrswegenetz soll ver-
bessert werden. 
(G) Das regionale Verkehrswegenetz und die regionale Verkehrsbedienung sollen in allen 
Teilräumen als Grundlage für leistungsfähige, bedarfsgerechte und barrierefreie Ver-
bindungen und Angebote ausgestaltet werden. 
 
Begründung zu 4.1.2:  
< Neufassung Abs. 3> Die Ausrichtung des regionalen Verkehrswegenetzes und der Ver-
kehrsbedienung auf die Zentralen Orte dient sowohl der verkehrlichen Erschließung des 
Raumes als auch der angemessenen Erreichbarkeit von zentralörtlichen Einrichtungen. Die 
regionalen Verkehrswegenetze und die regionale Verkehrsbedienung stellen die Er-
schließung des Raums für alle Bevölkerungsgruppen sicher. Die Planung der Verbin-
dungen erfolgt nach den Richtlinien für integrierte Netzgestaltung. 
 
4.1.3 Verbesserung der Verkehrsverhältnisse und der Verkehrserschließung 
(G) Die Verkehrsverhältnisse in den Verdichtungsräumen und in stark frequentierten Touris-
musgebieten sollen insbesondere durch die Stärkung des öffentlichen Personenverkehrs 
verbessert werden. Der Güterverkehr soll optimiert werden.  
(G) Im ländlichen Raum soll die Verkehrserschließung weiterentwickelt und die Flächenbe-
dienung durch den öffentlichen Personennahverkehr verbessert werden. 
(G) Der Güterverkehr soll optimiert werden. 
 
Begründung zu 4.1.3:  
Im ländlichen Raum (vgl. 2.2.1 und 2.2.5) ist eine leistungsfähige Verkehrserschließung 
wichtig, um dessen Standortqualität zu erhalten bzw. zu verbessern. Die Verbesserung der 
Flächenbedienung trägt auch zur Vernetzung mit den Fernverkehrshaltepunkten und 
somit zum Anschluss des ländlichen Raums an den öffentlichen Personenfernverkehr 
bei. Der ÖPNV ist gerade im ländlichen Raum auf eine leistungsfähige Straßenverkehrsinf-
rastruktur angewiesen. Aufgrund des demographischen Wandels ist ein Rückgang des Schü-
lerverkehrs zu er-warten, der bisher das Rückgrat des ÖPNV im ländlichen Raum bildet. An-
dererseits wird die Zahl älterer Menschen zunehmen, für die ein spezifisches Mobilitätsan-
gebot wichtig ist. Das Angebot im ÖPNV soll an diese Rahmenbedingungen flexibel ange-
passt werden. 
 
  



Begründung zu 4.1.3  
<neuer Absatz> Die Optimierung des Güterverkehrs trägt z. B. durch Maßnahmen der 
Bündelung des städtischen Güterverkehrs wesentlich zur Entlastung der Verdich-
tungsräume bei. Zur nachhaltigen Entlastung von Straßen und Umwelt soll der Stra-
ßengüterverkehr möglichst auf die Schiene und – wo immer dies praktikabel ist – auf 
die Wasserstraße verlagert werden. Der Ausbau von Einrichtungen des kombinierten 
Güterverkehrs, z. B. Güterverkehrszentren trägt zur Entlastung von Straßen sowie zur 
Kapazitätsausweitung, Beschleunigung und Steigerung der Dienstleistungsqualität im 
Güterverkehr bei. Die Vernetzung und Auslastung der Verkehrsträger kann durch den 
Einsatz neuer Technologien, vor allem der Verkehrstelematik, gesteigert werden. 
 
4.3.1 Leistungsfähiges Schienenwegenetz 
(G) Das Schienenwegenetz soll erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden. Dazu gehö-
ren attraktive, barrierefreie Bahnhöfe. 
 
Begründung zu 4.3.1:  

Der Aus- und Neubau, der in allen Landesteilen erfolgen soll, richtet sich nach dem jeweili-

gen Bedarfsplan für die Bundesschienenwege (Anlage zum Bundesschienenwegeausbau-

gesetz). Im Rahmen der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans soll der Bedarf wei-

terer Streckenausbauten geprüft werden. Bahnhöfe haben eine wichtige Funktion als  

Ein-, Aus- und Umsteigestationen im Schienenwegenetz. Insbesondere ist deren barri-

erefreie Ausgestaltung ein wichtiges Element. 

 
4.3.3 Streckenstilllegungen vermeiden – Reaktivierungen ermöglichen 
(G) Streckenstilllegungen und Rückbau der bestehenden Schieneninfrastruktur sollen ver-
mieden werden. 
(G) Möglichkeiten von Reaktivierungen sollen genutzt werden. 
 
 

Begründung zu 4.3.3:  

<neuer Absatz> Sofern die Voraussetzungen für Streckenreaktivierungen gegeben 

sind, bieten diese gegen-über Streckenneubauten die Möglichkeit, die Anbindung 

Bayerns an das Schienenwegenetz ohne Neuzerschneidungen der Landschaft kosten-

günstig und flächensparend zu verbessern. 

 

 

5. Wirtschaft 
5.3.3 Zulässige Verkaufsflächen 
(Z) Durch Flächenausweisungen für Einzelhandelsgroßprojekte dürfen die Funktionsfähigkeit 
der Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich 
dieser Einzelhandelsgroßprojekte nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Soweit sortiments-
spezifische Verkaufsflächen die landesplanerische Relevanzschwelle überschreiten, dürfen 
Einzelhandelsgroßprojekte 30 v.H. der sortimentsspezifischen Kaufkraft im einschlägigen 
Bezugsraum abschöpfen. Neue Formulierung: Soweit sortimentsspezifische Verkaufsflä-
chen die landesplanerische Relevanzschwelle überschreiten, dürfen Einzelhandels-
großprojekte, 

–  soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Bedarf verkauft wird, 25 v.H., 
–  soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, für die ersten 100.000 Einwohner 30 

v.H., für die 100.000 Einwohner übersteigende Bevölkerungszahl 15 v.H.  

der sortimentspezifischen Kaufkraft im einschlägigen Bezugsraum abschöpfen 
Für die 100 000 Einwohner übersteigende Bevölkerungszahl des Bezugsraums dürfen 15 
v.H. der sortiments-spezifischen Kaufkraft abgeschöpft werden.  
 



Begründung zu 5.3.3: 
Maßstab für die Höhe der Abschöpfungsquoten ist es, die Funktionsfähigkeit des belegenen 
und der benachbarten Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung im Einzugsbe-
reich von Einzelhandelsgroßprojekten nicht wesentlich zu beeinträchtigen. Die Kaufkraft-
abschöpfungsquoten sind das Ergebnis einer landesplanerischen Bewertung im Hinblick auf 
die erwünschten räumlichen Versorgungsstrukturen sowie Resultat der bisherigen Erfahrun-
gen bei der Anwendung dieses Instrumentariums. Dementsprechend dürfen Einzelhandels-
großprojekte neu eingefügt: soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Be-
darf verkauft wird, 25 v.H., soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, für die ers-
ten 100.000 Einwohner soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, für die ersten 
100.000 Einwohner 30 v.H. der im jeweils einschlägigen Bezugsraum vorhandenen Kaufkraft 
abschöpfen. Diese Obergrenze wurde in der Vergangenheit bereits für sog. innenstadtrele-
vante Sortimente des sonstigen Bedarfs zugrunde gelegt und hat sich bewährt. Angesichts 
des generell erhöhten Flächenbedarfs von Einzelhandelsbetrieben wird die Obergrenze ein-
heitlich für alle Sortimente auf 30 v.H. festgelegt. Damit sind betriebswirtschaftlich sinnvolle 
und raumverträgliche Größenordnungen von Einzelhandelsgroßprojekten möglich. 
 
In Bezugsräumen mit mehr als 100 000 Einwohnern darf die sortimentsspezifische Kaufkraft 
der 100 000 Einwohner übersteigenden Bevölkerungszahl neu eingefügt: bei Innenstadtbe-
darf anteilig zu 15 v.H. abgeschöpft werden. Damit wird ein übermäßiges Verkaufsflächen-
wachstum insbesondere in großen Oberzentren zu Lasten der Entwicklungsmöglichkeiten 
umliegender Zentraler Orte niedrigerer Stufen verhindert. 
 
 
5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 
(G) Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multifunktionale 
und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in 
ihrer Bedeutung für die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit nachhaltig 
erzeugten Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen 
sowie für den Erhalt der natürlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturland-
schaft und regionale Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unterstützt und weiterent-
wickelt werden. 
(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden… <wie bisher> 
 
Begründung zu 5.4.1:  
Die bäuerlich geprägte Agrarstruktur mit multi-funktional ausgerichteten Haupt- und 
Nebenerwerbsbetrieben sowie die nachhaltige Forstwirtschaft dienen u.a. der Versor-
gung von Bevölkerung und Wirtschaft mit Lebensmitteln, erneuerbarer Energie und 
nachwachsenden Rohstoffen, der Sicherung attraktiver Kulturlandschaften, der biolo-
gischen Vielfalt sowie dem Erhalt der vielfältigen räumlichen Identität Bayerns. Für 
diese Agrar- und Waldstruktur sind die notwendigen räumlichen Voraussetzungen 
auch in Zukunft zu gewährleisten und zu sichern. 
 
 
7. Freiraumstruktur 
7.2.3 Wasserversorgung 
(Z) Die Öffentliche Wasserversorgung hat als essentieller Bestandteil der Daseinsvor-
sorge in kommunaler Verantwortung zu bleiben. 
 
Begründung zu neuer 7.2.3  
Die öffentliche Wasserversorgung ist eine Aufgabe der Daseinsvorsorge (vgl. § 50 
WHG) und eine hervorgehobene Pflichtaufgabe der Gemeinden (vgl. Art. 57 BayGO). 
Sie soll auch weiterhin in der Verantwortung und Entscheidungshoheit der Gemeinden 
bleiben. Die kommunale Hoheit und Entscheidungsfreiheit über die Organisation der 
Wasserversorgung garantiert Nachhaltigkeit, Versorgungssicherheit, Erhaltung der 
Infrastrukturen und Ressourcenschutz. 



8. Soziale und kulturelle Infrastruktur 
8.1 Soziales 
(Z) Soziale Einrichtungen und Dienste der Daseinsvorsorge sind in allen Teilräumen flä-
chendeckend und bedarfsgerecht vorzuhalten. 
(Z) Entsprechend der demographischen Entwicklung und zur Umsetzung des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
ist auf altersgerechte und inklusive Einrichtungen und Dienste in ausreichender Zahl 
und Qualität zu achten. 
(G) Bei Bedarf sollen interkommunale Kooperationen zu einer flächendeckenden Versorgung 
der Bevölkerung mit sozialen Einrichtungen und Diensten der Daseinsvorsorge beitragen. 
 
Begründung zu 8.1 
Eine flächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit sozialen Einrichtungen und Diensten 
der Daseinsvorsorge ist für die Schaffung und den Erhalt gleichwertiger Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in allen Teilräumen unabdingbar. Zu den sozialen Einrichtungen und 
Diensten der Daseinsvorsorge gehören z.B. zeitgemäße und inklusiv ausgestaltete Einrich-
tungen und Dienste aus dem Bereich der Jugendarbeit, der Ehe-, Familien- und Erziehungs-
beratung, der Altenpflege, der Integrationsförderung sowie für Menschen mit Behinderung. 
Neu eingefügt: Dabei ist das Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezem-
ber 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie das Fakultativpro-
tokoll vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (An-
lage des Gesetzes vom 21. Dezember 2008, BGBl II S. 1419, 1420) in der jeweils gel-
tenden Fassung zu beachten. 
 
 
8.2 Gesundheit 
(Z) In allen Teilräumen ist flächendeckend eine bedarfsgerechte medizinische Versorgung zu 
gewährleisten. 
(G) Im ländlichen Raum soll ein flächendeckendes und bedarfsgerechtes Angebot mit 
Haus- und Fachärzten sichergestellt werden. 
 
Begründung zu 8.2: Neuer Absatz eingefügt: 

Insbesondere im ländlichen Raum (vgl. 2.2.5) besteht die Gefahr einer Ausdünnung 
der ambulanten medizinischen Versorgung vor allem bei Haus- und Fachärzten. Des-
halb kommt gerade im ländlichen Raum einer flächendeckenden bedarfsgerechten 
ambulanten Versorgung mit Haus- und Fachärzten in zumutbarer Erreichbarkeit be-
sondere Bedeutung zu. Der Staat unterstützt auf freiwilliger Basis durch geeignete 
Maßnahmen die Aufrechterhaltung einer bedarfsgerechten, qualifizierten Versorgung 
mit Haus- und Fachärzten auch in Räumen mit abnehmender Bevölkerung. 
 
 
8.4.1 Schutz des kulturellen Erbes 
(G) Die heimischen Bau- und Kulturdenkmäler sollen in ihrer historischen und regio-
nalen Vielfalt geschützt und erhalten werden. Historische Innenstädte und Ortskerne sol-
len unter Wahrung ihrer denkmalwürdigen oder ortsbildprägenden Baukultur erhalten, er-
neuert und weiterentwickelt werden. 
 
Begründung zu 8.4.1: <neuer Absatz eingefügt>: 
Für die Identität Bayerns sind Baukultur und Kulturlandschaft wesentliche Pfeiler ei-
ner qualitätsvollen und zukunftsfähigen Weiterentwicklung des Landes. Deshalb sind 
Bau- und Kulturdenkmäler sowie deren räumliche Wirkung zu erhalten und zu schüt-
zen. 




